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B ei keinemande-
ren politischen
Thema klaffen

Anspruch und Wirk-
lichkeit so weit aus-
einander wie in der
Migrationsfrage. Das
gilt leider für Europa
und für Deutschland.
Immer wieder versprechen die
verantwortlichen Politikerin-
nenundPolitiker,siewolltender
Fluchtbewegung nach Europa
undDeutschlandmitHumanität
und Ordnung begegnen. Von
beidem ist wenig zu sehen.
Die verzweifelten Menschen,

die vom afrikanischen Konti-
nent, aus Syrien oder Afghanis-
tan nach Europa fliehen, treffen
auf mit den vielen Flüchtlingen
überforderte Staaten und ängst-
liche Regierungen. Letzteren
wiederum sitzen die Rechtspo-
pulisten im Nacken – wenn sie
nicht gar schon selbst an der
Macht sind. Diese bittere Mi-
schungkostetvieleMenschenle-
ben – zuletzt vergangene Wo-
che, als Hunderte vor der Küste
Griechenlands mit ihrem über-
fülltenBootuntergegangensind
und in denTod gerissenwurden.

Die griechische Küstenwache
hatte das dramatisch überfüllte
Boot daran gehindert, an ihrer
Grenze anzulanden. Das ist das
Gegenteil von Humanität. Zu-
gleich gelingt es seit Jahren
nicht, die Mittelmeerländer zu
entlastenundOrdnungzuschaf-
fen bei der Registrierung, der
Verteilung und im Fall der Asyl-
Ablehnung bei der Rückführung
in die Heimatländer. Geschwei-
ge denn, dass Europa Fortschrit-
te erzielen konnte im Kampf ge-

gen die Schlepper-
banden.
Wer es nach Euro-

pa geschafft hat,
schlägt sich durch. In
vielen europäischen
Ländern schauen Si-
cherheitskräfte und
Behördenweg,solan-

ge die Menschen weiterziehen.
Viele landen in deutschen Kom-
munen, die inzwischen ähnlich
unter Druck stehen wie in der
Flüchtlingskrise2015/16.Dasist
dasGegenteil vonOrdnung.Von
Solidarität spricht in Europa oh-
nehin schon lange niemand
mehr, wenn es um das Schicksal
der Flüchtlinge geht.
Europa sollte nicht gegen-

über den flüchtenden Men-
schen, sondern gegenüber den
Regierungen der Herkunftslän-
der härter auftreten. Der Entzug
von Entwicklungshilfen und
Wirtschaftssanktionen sollten,
auchwennesumRücknahmeab-
kommen geht, zumindest als
Drohmittel auf den Verhand-
lungstisch gepackt werden.
In dem Vorhaben, die Flücht-

lingsfrage mit den großen Be-
griffenHumanität undOrdnung
zu lösen, ist Deutschland seit
2015/16 nicht wirklich vorange-
kommen. Anstatt Straftäter
konsequent abzuschieben, wer-
denviel zuoft gut integrierteFa-
milien in ihre Heimat zurückge-
schickt. Für die Behörden ist das
leichter, da sich dieseMenschen
eben nicht dem Zugriff entzie-
hen. Diese Abschiebepraxis
muss dringend vom Kopf auf die
Füße gestellt werden.
Während es weiter in großem

Umfang ungeregelte Migration
gibt, ist kaum ein Bereich so eng
und bürokratisch geregelt wie
die legale Migration nach
Deutschland. Das ist ein Un-
gleichgewicht, das den Bedürf-
nissen der Ökonomie komplett
entgegensteht. Da haben die
Rechtspopulisten natürlich
leichtes Spiel.

” Es gelingt
nicht, Ordnung
zu schaffen

P olizeiuniform,
Parteipolitik,
Populismus –

das sind drei Dinge,
die sich miteinander
nicht vertragen. Wer
als Polizist oder Poli-
zistin öffentlich und
in Uniform auftritt,
solltedasmitBedacht tunundes
unbedingt vermeiden, die beruf-
licheRollemit derPolitik zuver-
mischen. Dagegen hat Claudia
Pechstein mit ihrem Auftritt
beim Grundsatzkonvent der
CDU am Samstag verstoßen.
Die Eisschnellläuferin hielt

dortnichtnuralsProfisportlerin
eineRede, sondernausdrücklich
auch als Bundespolizistin. Und
sie sprach nicht nur zu Themen
des Sports, sondern auch zu Mi-
gration, Innerer Sicherheit,
Gendern und Familienbildern
und schlug dabei mindestens
populistische Töne an. Die dun-
kelblaue Uniform der Polizei-
hauptmeisterin verlieh ihren

Aussagen zusätzli-
ches Gewicht – und
das ist ein Problem.
DenndiePolizeimuss
parteipolitische Neu-
tralität wahren.
Besondersvordem

Hintergrund der De-
batten um Rassismus

innerhalb der Polizei ist Pech-
steins Auftritt geeignet, zu ei-
nemweiterenVertrauensverlust
in die Institution beizutragen.
Den Bemühungen, sich als Be-
hörde zu präsentieren, in der
kein Raum für Rassismus und
Homophobie ist, hat Pechstein
einen Bärendienst erwiesen.
Dass Polizistinnen und Poli-

zisten sich politisch betätigen
und etwa – wie Pechstein 2021
für die CDU– für den Bundestag
kandidieren, ist keineswegs ein
Problem. Doch unabhängig vom
Inhalt ihrer Aussagen sollten sie
dabeiaufdieUniformverzichten
und deutlich machen, dass sie
als Privatperson sprechen.

Z ehn Milliarden Euro sind
eine Menge Geld. Man
könnte damit Miete und

Betrieb aller schwimmenden
LNG-Terminals vor der deut-
schen Küste bezahlen, deutsch-
landweit jede vierte marode
Schule sanierenodergroßeTeile
des Landeshaushalts von Sach-
sen-Anhalt (13,8 Milliarden Eu-
ro) finanzieren.
Die Bundesregierung hat sich

nun entschieden, diese Summe
an den US-Konzern Intel zu
überweisen, damit dieser zwei
Fabriken fürMikrochips inMag-
deburg errichtet. Angesichts der
150 Milliarden Dollar, die Intel
derzeit anderBörsewert ist, löst
diese Entscheidung bei vielen
Menschen Irritationen aus.
Und es ist in der Tat ärgerlich,

dass der US-Konzern offenbar
nach Belieben Staatsgelder for-
dern und auch nachfordern
kann, wenn die ursprüngliche
Kalkulation nicht mehr aufgeht.
Zur Wahrheit gehört aber, dass
beiInvestitionendieserGrößen-
ordnung ein staatlicher Anteil
Usus ist, und dass Regierungen
weltweit Schlange stehen, um
Zukunftstechnologien ins eige-
ne Land zu holen.
Deutschland hat in der Coro-

na-Pandemie und vor allem den
Monaten danach schmerzlich
erfahren,wiewichtig die sichere
Versorgung mit Mikrochips ist.
Halbleiter kommen derzeit vor
allem aus Taiwan, und niemand
kann seriös vorhersagen, wie
sichChina imKonfliktumdie In-
sel künftig verhalten wird. Gut
möglich,dassDeutschlandeines
Tages noch heilfroh über die
Chipfertigung im eigenen Land
sein wird. Versorgungsengpässe
über einen längeren Zeitraum
wären für die deutsche Industrie
unddamitauchdenStaatumein
Vielfaches teurer.

Jüngere Männer sehen sich alsVersorger. Sie zeigen ihre Ge-
fühle nicht, und einDrittel von
ihnen finden Handgreiflichkei-

ten gegen Frauen in Ordnung. Mit
diesen Ergebnissen löste eine ak-
tuelle Befragung der Organisation
„Plan International“ vorigeWoche
in Deutschland Debatten aus. Un-
geachtet möglicher methodischer
SchwächenderUntersuchung sind
die grundlegenden Erkenntnisse
alarmierend. Sie decken sich mit
unseren Forschungsbefunden.
Wir beobachten bereits seit zehn
Jahren einen konservativen Roll-
back in Sachen Männlichkeit, die sich zuneh-
mend durch eine Faszination für autoritäre
Strukturen, mehr oder minder offenen Sexis-
musunddieRückkehr zuvermeintlichüberhol-
ten Rollenmusternmanifestiert.
Erste Anzeichen dieser Entwicklung waren

die Rückkehr des wucherndenVollbarts, der ur-
sprüngliche, authentische Männlichkeit de-
monstrieren soll. Der Trend zum Craft-Bier
markierte eine Rückkehr zu urwüchsigem, ori-
ginärem und starkem Gebräu mit unverwech-
selbarer eigener Note und Markanz – nachdem
seit den 1990er Jahren das früher so männlich
markante Pils immer sektähnlicher serviert
worden war: gepflegt, kultiviert, nivelliert.
StarkeMännerwurdenauchaufderFußball-EM
2016 gefeiert – mit dem Island-Hype und der
Auferstehung desWikingers, der sich in dump-
fen Lauten artikuliert und am Spielfeldrand
wilde, archaische Tänze vollführt.
Was als Spiel mit Männlichkeitsattributen

begann, wird mittlerweile mehr und mehr auf
die Spitze getrieben, zum Beispiel in der sehr
populären Deutsch-Rap-Kultur, die toxische
Männlichkeit in ihren Songtexten feiert. In der
Literatur beschrieb der französische Autor Mi-
chel Houellebecq in seinem Roman „Unterwer-
fung“ bereits 2015 mit fasziniertem Grausen

den Siegeszug des – islamisch geprägten – Pa-
triarchats: Ein charismatischer muslimischer
Politiker gewinnt in Frankreich überraschend
die Wahl. Er führt ohne großen Widerstand in
der Bevölkerung wieder die Theokratie, das Pa-
triarchat und die Polygamie ein. Den Männern
ist dieVielweiberei erlaubt, und imBerufsleben
wird ihnen per Gesetz die lästige Konkurrenz
der Frauen vomHals geschafft.
Als Politiker verkörpert Donald Trump –

nicht nur in den USA – den Rollback zur alten
Männlichkeit. Mit Trumps Wahlsieg 2016, den
seine sexistischen Ausfälle nicht aufhalten
konnten, ist der alte Typ Mann buchstäblich
wiederzurWeltmachtgelangt. Inderdeutschen
Politik wiederum arbeitet die AfD seit vielen

Jahren mit ihrem traditionellen
FamilienbegriffeifriganeinerRes-
tauration des altenMännerbilds.
Auch die Zeiten der Corona-

Lockdowns haben teilweise alte
Rollenmuster reaktiviert, und
mancher Mann erlangte die Herd-
Immunität schneller als die Her-
den-Immunität. Zurzeit wird das
MännerbildvorallemdurchPutins
Angriffskrieg auf die Ukraine um-
gewertet. Der kämpferische, to-
desmutige Mann, der sein Land
und seine Familie verteidigt, gilt
angesichtsderrussischenInvasion
als vorbildlich. Präsident Wolody-

myrSelenskyjwirdinternationalsozueinerIko-
ne unbeugsamer Führerschaft. Mit seiner
Durchsetzungsstärke und Kompromisslosig-
keit, seinen klaren Positionen und seiner Auto-
rität werden Qualitäten des traditionellen, al-

ten Männerbildes wieder hoffähig, die im Zuge
der 68er-Revolte zunehmend diskreditiert wor-
den waren. Seit den 1970er Jahren wurde ein
postmodernesBild vomMannbestimmend, das
ihnalsweich,reflektiert,empfindsam,nachgie-
big, kommunikativ und aufgeschlossen für die
Bedürfnisse seiner Partnerin zeichnet.
Viele Männer sind diesem Leitbild vor allem

in den privaten Kontexten gefolgt, während in
denberuflichenFeldernoft die altenRollenvor-
stellungen und Machtstrukturen konserviert
wurden.Auchder„neueMann“geriet indiesem
Wandel immer wieder in eine Rollendiffusion
zwischen pflegeleichtem Frauenversteher und
Kerl mit klarer Kante. Durch die zunehmende
Relevanz der Gender- und Feminismus-Debat-
ten fühlen sich nichtwenigeMänner imKultur-
wandel zerrieben und mitsamt ihren Potenz-
symbolen (Auto, Chefsessel, Fleischkonsum)
diskreditiert.
Der Sturm von Trumps archaisch auftreten-

den Anhängern auf das Kapitol in Washington
2021 ist nicht zuletzt Ausdruck eines Kultur-
kampfs,derauchhierzulande immerstärkerbe-
merkbar wird. In Leipzig beispielsweise zeigt
sichdasstudentischeMilieuüberwiegendwoke,
kämpft gegen jede Form von Diskriminierung,
macht sich für Frauenrechte und die LGBTQ+-
Bewegungstark,ernährtsichveganundgendert
stolperfrei,währenddasnicht-studentischeMi-
lieu in weiten Teilen AfD-nah ist.
Diese Art Spaltung zieht sich mitten durch

die Gesellschaft. Es überrascht daher auch
nicht, wenn in der „Plan International“-Studie
52ProzentderMännerunter35Jahrenangeben,
dass sie ihreRolle darin sehen, imBerufGeld zu
verdienen,während sich die FrauumdenHaus-
halt zu kümmern hat.
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„rheingold“-Instituts.
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LEITARTIKEL

Populismus in Uniform
Kritik an Claudia Pechsteins Auftritt bei der CDU

KOMMENTAR

Internationales
Wettrennen
Chiphersteller Intel
bekommt vom
StaatMilliarden

KOMMENTAR

Geschlechterrolle rückwärts
Ein traditionellesMännerbild, seit den 1970er Jahren diskreditiert,
wird heutewiederbelebt und sogar neu auf die Spitze getrieben
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